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Entwurf

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz Uber Zweckzuschiisse an Lander und Gemeinden
fur die Durchfihrung der Corona-Schutzimpfung (COVID-19-Impffinanzierungsgesetz)
und ein Bundesgesetz, mit dem Ubergangsbestimmungen fir das COVID-19-
MafRnahmengesetz getroffen werden, erlassen und das Epidemiegesetz 1950, das
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz,
das  Apothekengesetz, das  Arzneimittelgesetz, das  Arztegesetz 1998, das
Psychotherapiegesetz und das Sanitatergesetz geédndert werden (COVID-19-
Uberfiihrungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

Avrtikel Gegenstand

1 Bundesgesetz iber Zweckzuschiisse an Lander und Gemeinden fir die Durchflihrung der
Corona-Schutzimpfung (COVID-19-Impffinanzierungsgesetz)

2 Bundesgesetz, mit dem Ubergangsbestimmungen fiir das COVID-19-MaRnahmengesetz

getroffen werden
3 Anderung des Epidemiegesetzes 1950
4 Anderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
5 Anderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes
6 Anderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes
7 Anderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes
8 Anderung des Apothekengesetzes
9 Anderung des Arzneimittelgesetzes

10 Anderung des Arztegesetzes 1998
11 Anderung des Psychotherapiegesetzes
12 Anderung des Sanitatergesetzes
Artikel 1

Bundesgesetz Uber Zweckzuschiisse an Lander und Gemeinden fur die Durchfiihrung der
Corona-Schutzimpfung (COVID-19-Impffinanzierungsgesetz)

Zweckzuschuss

8 1. (1) Der Bund leistet Zweckzuschisse an die Lander und Gemeinden fir die Durchfihrung der
COVID-19-Impfungen in der Hohe von 18 Euro pro nachweislich verabreichter Impfung.

(2) Bei der Berechnung der Hohe der Zweckzuschusse werden nur COVID-19-Impfungen
beriicksichtigt, die unentgeltlich im Zeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 31. Mérz 2024 verabreicht werden
und im Zentralen Impfregister nach § 24c¢ des Gesundheitstelematikgesetzes 2012 eingetragen sind.

(3) Kostenersétze an Gemeinden werden im Wege der Lander bei der Bundesministerin bzw. dem
Bundesminister fir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz geltend gemacht und im Wege
der L&nder ausbezahlt.
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Richtlinie
8 2. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister fir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz legt in einer Richtlinie die ndheren Grundséatze (ber die Abwicklung der
Zweckzuschisse im Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister fiir Finanzen und
nach Anhorung der Lander spéatestens vier Wochen nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes fest.

(2) Die Vorlage der fir die Geltendmachung und die Abrechnung der Zweckzuschisse
erforderlichen Unterlagen und der in der Richtlinie vorgesehenen Eintragungen hat bei sonstigem
Anspruchsverlust bei COVID-19-Impfungen

- aus dem Jahr 2023.........c.ccccoevevevnnnnnne. bis langstens 30. September 2024,
- aus dem Jahr 2024.........c.ccccoevveveieninnnnnn, bis langstens 31. Dezember 2024

zu erfolgen. In begriindeten Fallen, insbesondere, wenn die erforderlichen Nachweise aus sachlichen
Grinden nicht rechtzeitig beigebracht werden konnen, kann diese Frist auf Antrag durch die
Bundesministerin bzw. den Bundesminister fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz
unter Angabe einer neuen Frist verlangert werden.

Vollziehung

8§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin bzw. der Bundesminister
fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, hinsichtlich des § 2 im Einvernehmen mit der
Bundesministerin bzw. dem Bundesminister fir Finanzen, betraut.

Inkrafttreten
8 4. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung in Kraft.

(2) Dieses Bundesgesetz ist auf COVID-19-Impfungen nicht mehr anzuwenden, die nach Ablauf des
31. Marz 2024 verabreicht werden.

Artikel 2
Bundesgesetz, mit dem Ubergangsbestimmungen fiir das COVID-19-MaRnahmengesetz
getroffen werden

81. Die Bestimmungen des COVID-19-MalRnahmengesetzes — COVID-19-MG, BGBI. |
Nr. 12/2020 in der Fassung BGBI. I Nr. 103/2022, sind auf Sachverhalte, die sich bis zum Ablauf des
30. Juni 2023 ereignet haben, weiterhin anwendbar.

§ 2. Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 2023 in Kraft.

Artikel 3
Anderung des Epidemiegesetzes 1950

Das Epidemiegesetz 1950 (EpiG), BGBI. Nr. 186/1950, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 195/2022, wird wie folgt gedndert:

1. 85c, § 24 Abs. 5, 88 25b, 27a, 28c und 28d, § 32 Abs. 1a, § 43a und § 49 Abs. 1, 2, 4 bis 6 entfallen.
2. In 8 4 entfallt in Abs. 1 die Zeichenfolge ,,, § 28¢c* und in Abs. 3 die Zeichenfolge ,,§ 28c,*.

3. In §4 Abs. 4 Z 3 entfallt die Wort- und Zeichenfolge ,,sofern fiir die Zwecke des Abs. 2 erforderlich
auch negative Testergebnisse auf SARS-CoV-2*.

4.1n § 4 Abs. 15 entfallt der letzte Satz.
5. In § 4a Abs. 1 entféllt die Wort- und Zeichenfolge ,,und Abs. 3b*.

6. Nach § 5 wird folgender § 5a samt Uberschrift eingefuigt:
,Friiherkennungs- und Uberwachungsprogramme

8 5a. (1) Der fur das Gesundheitswesen zusténdige Bundesminister kann

1. zur Erhebung der Verbreitung von Krankheitserregern tibertragbarer Krankheiten, des Auftretens
und der Verbreitung ubertragbarer Krankheiten und der Krankheitslast in der Bevolkerung,

2. zur effizienten bundeseinheitlichen Krankheitsbekdmpfung,
3. zur Festlegung von PraventionsmalRnahmen,
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4. zur Risikoeinschétzung bei Krankheitsausbriichen,
5. zur Erarbeitung von Strategien und nationalen Programmen zum Umgang mit tbertragbaren
Krankheiten und Krankheitserregern sowie
6. zur Sicherung der Funktionsfahigkeit des Gesundheitssystems
fur meldepflichtige Krankheiten und fur nicht meldepflichtige tbertragbare respiratorische Krankheiten
Friherkennungs- und Uberwachungsprogramme durchfiihren.

(2) Als Fritherkennungs- und Uberwachungsprogramme gemaR Abs. 1 kommen insbesondere in
Betracht:

1. Epidemiologische Erhebungen und Sentinel-Erhebungen (epidemiologische Methode zur
stichprobenartigen Erfassung der Verbreitung von Krankheitserregern bestimmter Krankheiten,
zur Verbreitung bestimmter Krankheiten und der Immunitat gegen bestimmte Krankheiten in
ausgewahlten Bevdlkerungsgruppen) und die Durchfiihrung der dafiir notwendigen Testungen,

2. Abwassermonitoring,

3. Erhebung von Gesundheitsdaten zu bestimmten Krankheitsbildern fiir epidemiologische Zwecke,
sowie

4. Testungen anonymer Proben, die fir andere Zwecke gewonnen wurden.

(3) Der fur das Gesundheitswesen zustandige Bundesminister kann sich zur Durchflihrung von
Friherkennungs- und Uberwachungsprogrammen geeigneter Stellen bedienen. Geeignete Stellen sind
insbesondere:

1. die Osterreichische Agentur fiir Gesundheit und Erndhrungssicherheit,

2. die Gesundheit Osterreich GmbH, oder

3. Hochschulen sowie wissenschaftliche Einrichtungen des Bundes.

7. In 8§ 15 Abs. 3 entfallt der zweite Satz.

8. In §24 Abs. 3 Z 1 lit. c entfallt die Wort- und Zeichenfolge ,,zur Verhinderung der Verbreitung von
COVID-19:*.

9. Dem § 24 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Als Epidemiegebiete gemdll Abs. 1 gelten bestimmte ortlich abgegrenzte oder abgrenzbare Teile
des Bundesgebietes, in denen auBergewthnliche regionale Umstande im Hinblick auf die Verbreitung
einer meldepflichtigen Erkrankung vorliegen. AuRergewdhnliche regionale Umsténde liegen etwa vor,
wenn aufgrund der Bewertung der epidemiologischen Situation im bundesweiten Vergleich ein besonders
hohes Risiko der Verbreitung der jeweiligen meldepflichtigen Erkrankung anzunehmen ist oder wenn
aufgrund wesentlich verdnderter Eigenschaften des Krankheitserregers die bereits gesetzten
Bekampfungsmalnahmen oder die weitere Bekdmpfungsstrategie erheblich gefahrdet sind.*

10. In 8 25 Abs. 3 Z 1 lit. d wird die Wort- und Zeichenfolge ,,unter sinngemiBer Anwendung des § 5¢C
Abs. 4 durch die Wort- und Zeichenfolge ,,nach MaBigabe des Abs. 5 ersetzt.

11. Dem § 25 wird folgender Abs. 5 angefugt:
»(5) In einer Verordnung, in der Verkehrsbeschrinkungen gemdBl Abs. 3 Z 1 lit. d angeordnet
werden, ist betreffend die verarbeiteten Daten vorzusehen:
1. Die Daten sind fur die Dauer von 28 Tagen aufzubewahren.
2. Eine Verarbeitung der Daten zu anderen Zwecken ist nicht zulassig.
3. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Daten unverziglich zu l6schen.

4. Geeignete SicherheitsmaBnahmen sind vorzusehen, sodass die erhobenen Daten nicht durch
Dritte einsehbar sind.*

12.In § 32 Abs. 1 wird nach der Z 1 folgende Z 1a eingefiigt:

,,1a. ihnen auf Grund einer Verordnung nach § 7b Abs. 1 Verkehrsbeschrénkungen auferlegt worden
sind, oder*

13. In 836 Abs.1 lit. a wird die Wort- und Zeichenfolge ,.Screeningprogrammen auf Grund einer
Verordnung gemaR 8§5a Abs. 1a*“ durch die Wort- und Zeichenfolge ,Friiherkennungs- und
Uberwachungsprogrammen gemaR § 5a“ ersetzt.

14. In § 36 Abs. 1 lit. n entfallt die Wort- und Zeichenfolge ,,und § 27a*.
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15. In § 47a wird nach dem Wort ,.Bundesgesetz* die Wort- und Zeichenfolge ,,und nach dem COVID-19-
Malnahmengesetz — COVID-19-MG, BGBI. | Nr. 12/2020,* eingefugt.

16. In § 50 Abs. 11 entfallt die Zeichenfolge ,,, 5b* und wird folgender zweiter Satz angeflgt:
,,$ Bb tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2024 aulRer Kraft.«

17. In § 50 Abs. 13 entfallt die Wort- und Zeichenfolge ,,und mit Ablauf des 30. Juni 2023 aufler Kraft.
18. In § 50 Abs. 33 entfallt die Zeichenfolge ,,, § 4 Abs. 5.
19. In § 51 entfallen die Z 1 und 2 und die Z 3 bis 5 erhalten die Ziffernbezeichnungen ,,1.%, ,,2.“ und ,,3..

20. Dem & 50 werden folgende Abs. 35 bis 40 angefugt:

»(35) § 4 Abs. 1 und Abs. 3, §4 Abs. 4 Z 3, § 4 Abs. 15; § 4a Abs. 1, § 5a samt Uberschrift, § 15
Abs. 3, 824 Abs.3 Z1 lit.c, 824 Abs. 4, 825 Abs. 3 Z 1 lit.d, §25 Abs. 5, §32 Abs. 1 Z 1a, § 36
Abs. 1 lit.a und n, 88 47a, § 50 Abs. 11, 13 und 33 sowie § 51 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. xx/2023 treten mit 1. Juli 2023 in Kraft. Gleichzeitig treten § 5c, § 24 Abs. 5, 88 25b, 274,
28c und 28d, § 32 Abs. 1a, § 43a und § 49 Abs. 1, 2, 4 bis 6 auBer Kraft.

(36) Mit Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 beenden Bescheide gemal 8§ 27 und
274, die auf Grund des Auftretens von SARS-CoV-2 ausgestellt wurden, ihre Rechtswirkungen.

(37) Auf Sachverhalte, die sich vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI | Nr. xx/2023
ereignet haben, sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 195/2022 weiterhin anzuwenden.

(38) Die erforderlichen Unterlagen fir die Geltendmachung und die Abrechnung der Kosten nach
8§ 36, die im Zusammenhang mit COVID-19 angefallen sind, sind von den Landern oder Gemeinden dem
fiir das Gesundheitswesen zustandigen Bundesminister
- betreffend die Jahre 2020 bis 2022 ........ bis langstens 30. September 2023,
- betreffend das Jahr 2023 ............cccoeneee. bis langstens 30. September 2024

bei sonstigem Anspruchsverlust vorzulegen. In begriindeten Féallen, inshesondere wenn die erforderlichen
Unterlagen und Nachweise aus sachlichen Griunden nicht rechtzeitig beigebracht werden kdnnen, kann
diese Frist auf Antrag durch den fiir das Gesundheitswesen zustdndigen Bundesminister unter Angabe
einer neuen Frist verlangert werden.

(39) Vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 bereits im Register der
anzeigepflichtigen Krankheiten (8 4) gespeicherte Daten, die im Zusammenhang mit SARS-CoV-2 auf
Grund dieses Bundesgesetzes verarbeitet wurden, dirfen zu den Zwecken des Art. 9 Abs. 2 lit. f DSGVO
und zur Verbesserung der Uberwachung und Vorsorge in Bezug auf Epidemien gemaR Art 9 Abs. 2 lit. i
DSGVO bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 verarbeitet werden.

(40) Vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 bereits im Statistik-Register
(8 4a) gespeicherte Daten, die im Zusammenhang mit SARS-CoV-2 auf Grund dieses Bundesgesetzes
verarbeitet wurden, dirfen zum Zweck der Durchfihrung von Friherkennungs- und
Uberwachungsprogrammen und zu wissenschaftlichen Zwecken weiterhin verarbeitet werden.

Artikel 4
Anderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz — ASVG, BGBI. Nr. 189/1955, zuletzt geéndert durch
das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 11/2023, wird wie folgt geéndert:

1. Die 8§ 735, 742a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.238/2021, 748 und 750 samt
Uberschriften sowie die 88 736 Abs. 3 bis 8, 746 Abs. 6 und 7 und 761 Abs. 1 Z 2 entfallen.

2. § 742 samt Uberschrift lautet:

»COVID-19-Test im niedergelassenen Bereich

8742. (1) Die im niedergelassenen Bereich tatigen Vertragsdrztinnen und Vertragsarzte,
Vertragsgruppenpraxen bzw. Primérversorgungseinheiten sowie die selbstdndigen Vertragsambulatorien
fir Labormedizin sind berechtigt, Tests fir den Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit SARS-
CoV-2 (COVID-19-Test) durchzufiihren.
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(2) Auf Rechnung des Krankenversicherungstragers darf ein COVID-19-Test bei den nach diesem
Bundesgesetz krankenversicherten Personen und deren anspruchsberechtigten Angehérigen durchgefihrt
werden, sofern bei der betreffenden Person Symptome vorliegen, die eine Infektion mit SARS-CoV-2
vermuten lassen, und die Bereitschaft zur Einnahme von COVID-19-Heilmitteln fir den Fall eines
positiven Testergebnisses besteht. In diesem Fall ist ein Antigentest durchzufiihren. Nach jedem fiinften
positiven Testergebnis eines Antigentests ist von der jeweiligen Vertragspartnerin/dem jeweiligen
Vertragspartner  zusatzlich eine Probe fiir einen PCR-Test zu entnehmen und an ein
Vertragsambulatorium fur Labormedizin zur laboranalytischen Auswertung zu Gbermitteln.

(3) Der Krankenversicherungstrager hat fiir einen COVID-19-Test nach Abs. 2

1. den Vertragsarztinnen und Vertragsarzten, Vertragsgruppenpraxen bzw.
Priméarversorgungseinheiten fir die Durchfiihrung des Antigentests, fiir die Probenentnahmen
samt Material, die Auswertung des Antigentests, die Ubermittlung der Probe fiir den PCR-Test
und die dazugehorige Dokumentation sowie

2. den selbststdndigen Vertragsambulatorien fir Labormedizin fur die laboranalytische Auswertung
eines PCR-Tests inklusive des verwendeten Materials und die dazugehdrige Dokumentation

jeweils ein pauschales Honorar in Hohe von 25 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der Patientinnen und
Patienten sind unzul&ssig. Der Bund hat dem Krankenversicherungstrager die ausgewiesenen
tatsdchlichen Kosten fir diese Honorare aus dem COVID-19-Krisenbewéltigungsfonds zu ersetzen.*

3. § 742¢ samt Uberschrift lautet:
wHonorar fur die Abgabe von COVID-19-Heilmitteln

8 742c. Der Krankenversicherungstrager hat den offentlichen Apotheken und Adrztlichen
Hausapotheken fiir die Abgabe eines vom Bund zur Verfugung gestellten und finanzierten Heilmittels zur
Behandlung von COVID-19 ein pauschales Honorar in Hohe von 15 Euro zu bezahlen. Abweichend von
8 30b Abs. 1 Z 4 drittletzter Satz bedarf die Verschreibung eines solchen Heilmittels nicht der &rztlichen
Bewilligung des chef- und kontrollarztlichen Dienstes.*

4. § 747 samt Uberschrift lautet:
»Impfung gegen SARS-CoV-2 im niedergelassenen Bereich

8§ 747. (1) Die im niedergelassenen Bereich tatigen Vertragsarztinnen und Vertragsarzte,
Vertragsgruppenpraxen bzw. Primarversorgungseinheiten sowie die selbstandigen Vertragsambulatorien
sind berechtigt, Impfungen gegen SARS-CoV-2 mit dem vom Bund zur Verfugung gestellten und
finanzierten Impfstoff auf Rechnung der Osterreichischen Gesundheitskasse durchzufiihren.

(2) Die Osterreichische Gesundheitskasse hat fiir die Durchfiihrung der Impfung samt Aufklarung
und Dokumentation ein pauschales Honorar in Hohe von 15 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der
Patientinnen und Patienten sind unzuléssig. Der Bund hat der Osterreichischen Gesundheitskasse die
ausgewiesenen tatsachlichen Kosten fiir das Honorar aus dem COVID-19-Krisenbewéltigungsfonds zu
ersetzen.

(3) Fir den Fall, dass der nach Abs.1 oder nach §384 Abs.1 GSVG, §378 Abs.1 BSVG
beziehungsweise 8 263 Abs. 1 B-KUVG vom Bund zur Verfligung gestellte Impfstoff im Wege der
offentlichen Apotheken bezogen wird, hat die Osterreichische Gesundheitskasse diesen fiir ihre Leistung
ein Honorar in Hohe von finf Euro pro Vial (Impfflaschchen) zu bezahlen. Abs. 2 letzter Satz ist
anzuwenden.

5. Nach § 782 werden folgende §§ 783 und 784 samt Uberschriften angefigt:
,,Ubergangsbestimmung zur Beschaffung von Schutzausriistung
§ 783. (1) § 741 samt Uberschrift tritt mit Ablauf des 30. Juni 2023 auRer Kraft.

(2) Der Bund hat der Osterreichischen Gesundheitskasse die ausgewiesenen tatséchlichen Kosten fir
die bis 30. Juni 2023 beschafften Produkte und fur die bis 31. Dezember 2023 notwendige Logistik und
Lagerhaltung aus dem COVID-19-Krisenbewaltigungsfonds zu ersetzen.

(3) Die beruflichen und gesetzlichen Interessenvertretungen der Leistungserbringer/innen nach § 741
Abs. 4 in der am 30. Juni 2023 geltenden Fassung sind ab 1. Juli 2023 berechtigt, Gber Produkte, welche
den Bedarf der Leistungserbringer/innen ubersteigen, zugunsten der Bundeslénder, der Bundesministerien
und sonstiger Bundeseinrichtungen, der Sozialversicherungstrdger oder anderer Einrichtungen
unentgeltlich zu verfiigen. Die Interessenvertretungen haben die Osterreichische Gesundheitskasse tber
die getroffenen Verfligungen zu informieren.
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Schlussbestimmungen zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023

§ 784. (1) Die 88 742 und 742c samt Uberschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xx/2023 treten mit 1. Juli 2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2023 auBer Kraft.

(2) § 747 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 tritt mit 1. Juli
2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Mérz 2024 auRRer Kraft.

_ (3) Die 88735, 742a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 238/2021, 748 und 750 samt
Uberschriften sowie die 88 736 Abs. 3 bis 8, 746 Abs. 6 und 7 und 761 Abs. 1 Z 2 treten mit Ablauf des
30. Juni 2023 auBer Kraft.

(4) Die fir die Abrechnung des Kostenersatzes durch den Bund aus dem COVID-19-
Krisenbewaltigungsfonds nach den 88 735, 736, 742, 742a, 742b, 742c, 746 Abs. 6 und 7, 747, 748 und
750 erforderlichen Unterlagen und Nachweise sind vom Krankenversicherungstrager dem/der
Bundesminister/in fir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz fiir die gesetzméaRigen
Aufwendungen

— aus den Jahren 2020 bis 2022 ..... bis langstens 30. September 2023,
—aus demJahr 2023 ..........ccccovnene. bis langstens 30. September 2024,
—aus dem Jahr 2024 ..., bis langstens 31. Dezember 2024

bei sonstigem Anspruchsverlust vorzulegen. In begriindeten Fallen, insbesondere wenn die erforderlichen
Unterlagen und Nachweise aus sachlichen Griinden nicht rechtzeitig beigebracht werden kdnnen, kann
diese Frist auf Antrag durch den/die Bundesminister/in fur Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz unter Angabe einer neuen Frist verlangert werden.

Artikel 5
Anderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz — GSVG, BGBI. Nr. 560/1978, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 11/2023, wird wie folgt gedndert:

1. Die 8§ 380a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 238/2021 und 393a samt Uberschriften
sowie § 378 Abs. 1 bis 5 entfallen.

2. § 380 samt Uberschrift lautet:
»COVID-19-Test im niedergelassenen Bereich

§380. (1) Die im niedergelassenen Bereich tatigen Vertragsdrztinnen und Vertragsérzte,
Vertragsgruppenpraxen bzw. Priméarversorgungseinheiten sowie die selbstdndigen Vertragsambulatorien
fur Labormedizin sind berechtigt, Tests fir den Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit SARS-
CoV-2 (COVID-19-Test) durchzufthren.

(2) Auf Rechnung der Sozialversicherungsanstalt darf ein COVID-19-Test bei den nach diesem
Bundesgesetz krankenversicherten Personen und deren anspruchsberechtigten Angehérigen durchgefihrt
werden, sofern bei der betreffenden Person Symptome vorliegen, die eine Infektion mit SARS-CoV-2
vermuten lassen, und die Bereitschaft zur Einnahme von COVID-19-Heilmitteln fir den Fall eines
positiven Testergebnisses besteht. In diesem Fall ist ein Antigentest durchzufiihren. Nach jedem fiinften
positiven Testergebnis eines Antigentests ist von der jeweiligen Vertragspartnerin/dem jeweiligen
Vertragspartner  zusatzlich eine Probe fiir einen PCR-Test zu entnehmen und an ein
Vertragsambulatorium fur Labormedizin zur laboranalytischen Auswertung zu Ubermitteln.

(3) Die Sozialversicherungsanstalt hat fir einen COVID-19-Test nach Abs. 2
1. den Vertragsarztinnen und Vertragsarzten, Vertragsgruppenpraxen bzw.
Primarversorgungseinheiten fur die Durchfihrung des Antigentests, flr die Probenentnahmen
samt Material, die Auswertung des Antigentests, die Ubermittlung der Probe fiir den PCR-Test
und die dazugehorige Dokumentation sowie
2. den selbststandigen Vertragsambulatorien fiir Labormedizin fur die laboranalytische Auswertung
eines PCR-Tests inklusive des verwendeten Materials und die dazugehérige Dokumentation
jeweils ein pauschales Honorar in Héhe von 25 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der Patientinnen und
Patienten sind unzuldssig. Der Bund hat der Sozialversicherungsanstalt die ausgewiesenen tatsachlichen
Kosten flr diese Honorare aus dem COVID-19-Krisenbewaltigungsfonds zu ersetzen.*
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3. § 380c samt Uberschrift lautet:
,Honorar fur die Abgabe von COVID-19-Heilmitteln

8380c. Die Sozialversicherungsanstalt hat den Offentlichen Apotheken wund drztlichen
Hausapotheken fiir die Abgabe eines vom Bund zur Verfugung gestellten und finanzierten Heilmittels zur
Behandlung von COVID-19 ein pauschales Honorar in Héhe von 15 Euro zu bezahlen. Abweichend von
§ 30b Abs. 1 Z 4 drittletzter Satz ASVG bedarf die Verschreibung eines solchen Heilmittels nicht der
arztlichen Bewilligung des chef- und kontrollarztlichen Dienstes.

4. § 384 samt Uberschrift lautet:
»Impfung gegen SARS-CoV-2 im niedergelassenen Bereich

§384. (1) Die im niedergelassenen Bereich tatigen Vertragsdrztinnen und Vertragsérzte,
Vertragsgruppenpraxen bzw. Priméarversorgungseinheiten sowie die selbstdndigen Vertragsambulatorien
sind berechtigt, Impfungen gegen SARS-CoV-2 mit dem vom Bund zur Verfligung gestellten und
finanzierten Impfstoff auf Rechnung der Sozialversicherungsanstalt durchzufiihren.

(2) Die Sozialversicherungsanstalt hat fur die Durchfiihrung der Impfung samt Aufklarung und
Dokumentation ein pauschales Honorar in Hohe von 15 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der Patientinnen
und Patienten sind unzuldssig. Der Bund hat der Sozialversicherungsanstalt die ausgewiesenen
tatséchlichen Kosten fiir das Honorar aus dem COVID-19-Krisenbewaltigungsfonds zu ersetzen.*

5. Nach § 406 wird folgender § 407 samt Uberschrift angefiigt:
»Schlussbestimmungen zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023

§407. (1) Die 88380 und 380c samt Uberschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xx/2023 treten mit 1. Juli 2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2023 auBer Kraft.

(2) § 384 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 tritt mit 1. Juli
2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Mérz 2024 aufer Kraft.

~ (3) Die 88380a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr.238/2021 und 393a samt
Uberschriften sowie § 378 Abs. 1 bis 5 treten mit Ablauf des 30. Juni 2023 aulRer Kraft.

(4) Die fir die Abrechnung des Kostenersatzes durch den Bund aus dem COVID-19-
Krisenbewadltigungsfonds nach den §§ 378, 380, 380a, 380b, 380c und 384 erforderlichen Unterlagen und
Nachweise sind von der Sozialversicherungsanstalt dem/der Bundesminister/in fir Soziales, Gesundheit,
Pflege und Konsumentenschutz fir die gesetzmaRigen Aufwendungen

— aus den Jahren 2020 bis 2022 .... bis langstens 30. September 2023,
—aus dem Jahr 2023 .........ccccveee bis langstens 30. September 2024,
—aus demJahr 2024 .........ccccvvenne. bis langstens 31. Dezember 2024

bei sonstigem Anspruchsverlust vorzulegen. In begriindeten Fallen, insbesondere wenn die erforderlichen
Unterlagen und Nachweise aus sachlichen Griinden nicht rechtzeitig beigebracht werden kdnnen, kann
diese Frist auf Antrag durch den/die Bundesminister/in fur Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz unter Angabe einer neuen Frist verldngert werden.“

Artikel 6
Anderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz — BSVG, BGBI. Nr. 559/1978, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 11/2023, wird wie folgt gedndert:

1. Die 8§ 374a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 238/2021 und 387a samt Uberschriften
sowie § 372 Abs. 1 bis 4 entfallen.

2. § 374 samt Uberschrift lautet:

»COVID-19-Test im niedergelassenen Bereich

§374. (1) Die im niedergelassenen Bereich tatigen Vertragsdrztinnen und Vertragsérzte,
Vertragsgruppenpraxen bzw. Priméarversorgungseinheiten sowie die selbstdndigen Vertragsambulatorien
fur Labormedizin sind berechtigt, Tests fir den Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit SARS-
CoV-2 (COVID-19-Test) durchzufiihren.

(2) Auf Rechnung der Sozialversicherungsanstalt darf ein COVID-19-Test bei den nach diesem
Bundesgesetz krankenversicherten Personen und deren anspruchsberechtigten Angehdérigen durchgefiihrt
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werden, sofern bei der betreffenden Person Symptome vorliegen, die eine Infektion mit SARS-CoV-2
vermuten lassen, und die Bereitschaft zur Einnahme von COVID-19-Heilmitteln fir den Fall eines
positiven Testergebnisses besteht. In diesem Fall ist ein Antigentest durchzufuhren. Nach jedem flinften
positiven Testergebnis eines Antigentests ist von der jeweiligen Vertragspartnerin/dem jeweiligen
Vertragspartner  zusatzlich eine Probe fiir einen PCR-Test zu entnehmen und an ein
Vertragsambulatorium fiir Labormedizin zur laboranalytischen Auswertung zu tbermitteln.

(3) Die Sozialversicherungsanstalt hat fur einen COVID-19-Test nach Abs. 2

1. den Vertragsdrztinnen und Vertragsarzten, Vertragsgruppenpraxen bzw.
Primdrversorgungseinheiten fiir die Durchfuhrung des Antigentests, fir die Probenentnahmen
samt Material, die Auswertung des Antigentests, die Ubermittlung der Probe fiir den PCR-Test
und die dazugehodrige Dokumentation sowie

2. den selbststandigen Vertragsambulatorien fir Labormedizin fur die laboranalytische Auswertung
eines PCR-Tests inklusive des verwendeten Materials und die dazugehérige Dokumentation

jeweils ein pauschales Honorar in Hohe von 25 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der Patientinnen und
Patienten sind unzuldssig. Der Bund hat der Sozialversicherungsanstalt die ausgewiesenen tatséchlichen
Kosten flr diese Honorare aus dem COVID-19-Krisenbewaltigungsfonds zu ersetzen.*

3. § 374c samt Uberschrift lautet:
,Honorar fiir die Abgabe von COVID-19-Heilmitteln

8§ 374c. Die Sozialversicherungsanstalt hat den offentlichen Apotheken und &rztlichen
Hausapotheken flr die Abgabe eines vom Bund zur Verfligung gestellten und finanzierten Heilmittels zur
Behandlung von COVID-19 ein pauschales Honorar in Hohe von 15 Euro zu bezahlen. Abweichend von
8§ 30b Abs. 1 Z 4 drittletzter Satz ASVG bedarf die Verschreibung eines solchen Heilmittels nicht der
arztlichen Bewilligung des chef- und kontrollédrztlichen Dienstes.*

4. § 378 samt Uberschrift lautet:
»Impfung gegen SARS-CoV-2 im niedergelassenen Bereich

8378. (1) Die im niedergelassenen Bereich tatigen Vertragsdrztinnen und Vertragsérzte,
Vertragsgruppenpraxen bzw. Priméarversorgungseinheiten sowie die selbstdndigen Vertragsambulatorien
sind berechtigt, Impfungen gegen SARS-CoV-2 mit dem vom Bund zur Verfugung gestellten und
finanzierten Impfstoff auf Rechnung der Sozialversicherungsanstalt durchzufiihren.

(2) Die Sozialversicherungsanstalt hat fur die Durchfiihrung der Impfung samt Aufklérung und
Dokumentation ein pauschales Honorar in Héhe von 15 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der Patientinnen
und Patienten sind unzuldssig. Der Bund hat der Sozialversicherungsanstalt die ausgewiesenen
tatséchlichen Kosten fiir das Honorar aus dem COVID-19-Krisenbewéltigungsfonds zu ersetzen.*

5. Nach § 401 wird folgender § 402 samt Uberschrift angefiigt:
»Schlussbestimmungen zu Art. 6 des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023

§402. (1) Die 88374 und 374c samt Uberschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xx/2023 treten mit 1. Juli 2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2023 aulRer Kraft.

(2) § 378 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 tritt mit 1. Juli
2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Méarz 2024 aufer Kraft.

_ (3) Die 88374a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.238/2021 und 387a samt
Uberschriften sowie § 372 Abs. 1 bis 4 treten mit Ablauf des 30. Juni 2023 aulRer Kraft.

(4) Die fur die Abrechnung des Kostenersatzes durch den Bund aus dem COVID-19-
Krisenbewaltigungsfonds nach den §8 372, 374, 374a, 374b, 374c und 378 erforderlichen Unterlagen und
Nachweise sind von der Sozialversicherungsanstalt dem/der Bundesminister/in fiir Soziales, Gesundheit,
Pflege und Konsumentenschutz fir die gesetzmaRigen Aufwendungen

— aus den Jahren 2020 bis 2022 ..... bis langstens 30. September 2023,
—aus demJahr 2023 ..........ccoceeunee. bis langstens 30. September 2024,
—aus demJahr 2024 ..........cccoeeneee bis langstens 31. Dezember 2024

bei sonstigem Anspruchsverlust vorzulegen. In begriindeten Féallen, insbesondere wenn die erforderlichen
Unterlagen und Nachweise aus sachlichen Griinden nicht rechtzeitig beigebracht werden kdnnen, kann
diese Frist auf Antrag durch den/die Bundesminister/in fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz unter Angabe einer neuen Frist verlangert werden.*
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Artikel 7
Anderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes

Das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz — B-KUVG, BGBI. Nr. 200/1967, zuletzt
geandert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 206/2022, wird wie folgt gedndert:

1. Die 88258, 259, 261a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.238/2021 und 273 samt
Uberschriften entfallen.

2. § 261 samt Uberschrift lautet:
,»COVID-19-Test im niedergelassenen Bereich

8261. (1) Die im niedergelassenen Bereich tatigen Vertragsdrztinnen und Vertragsérzte,
Vertragsgruppenpraxen bzw. Priméarversorgungseinheiten sowie die selbstdndigen Vertragsambulatorien
fir Labormedizin sind berechtigt, Tests fir den Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit SARS-
CoV-2 (COVID-19-Test) durchzufiihren.

(2) Auf Rechnung der Versicherungsanstalt darf ein COVID-19-Test bei den nach diesem
Bundesgesetz krankenversicherten Personen und deren anspruchsberechtigten Angehérigen durchgefiihrt
werden, sofern bei der betreffenden Person Symptome vorliegen, die eine Infektion mit SARS-CoV-2
vermuten lassen, und die Bereitschaft zur Einnahme von COVID-19-Heilmitteln fir den Fall eines
positiven Testergebnisses besteht. In diesem Fall ist ein Antigentest durchzufiihren. Nach jedem fiinften
positiven Testergebnis eines Antigentests ist von der jeweiligen Vertragspartnerin/dem jeweiligen
Vertragspartner  zusatzlich eine Probe fiir einen PCR-Test zu entnehmen und an ein
Vertragsambulatorium flr Labormedizin zur laboranalytischen Auswertung zu Ubermitteln.

(3) Die Versicherungsanstalt hat fiir einen COVID-19-Test nach Abs. 2
1. den Vertragsdrztinnen und Vertragsarzten, Vertragsgruppenpraxen bzw.
Primdrversorgungseinheiten fiir die Durchfiihrung des Antigentests, fir die Probenentnahmen
samt Material, die Auswertung des Antigentests, die Ubermittlung der Probe fiir den PCR-Test
und die dazugehorige Dokumentation sowie
2. den selbststdndigen Vertragsambulatorien fir Labormedizin fur die laboranalytische Auswertung
eines PCR-Tests inklusive des verwendeten Materials und die dazugehérige Dokumentation
jeweils ein pauschales Honorar in Hohe von 25 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der Patientinnen und
Patienten sind unzul&ssig. Der Bund hat der Versicherungsanstalt die ausgewiesenen tatsachlichen Kosten
flr diese Honorare aus dem COVID-19-Krisenbewaltigungsfonds zu ersetzen.*

3. § 261c samt Uberschrift lautet:
,Honorar fiir die Abgabe von COVID-19-Heilmitteln

§ 261c. Die Versicherungsanstalt hat den 6ffentlichen Apotheken und &rztlichen Hausapotheken fir
die Abgabe eines vom Bund zur Verfligung gestellten und finanzierten Heilmittels zur Behandlung von
COVID-19 ein pauschales Honorar in Hohe von 15 Euro zu bezahlen. Abweichend von § 30b Abs. 1 Z 4
drittletzter Satz ASVG bedarf die Verschreibung eines solchen Heilmittels nicht der é&rztlichen
Bewilligung des chef- und kontrolldrztlichen Dienstes.*

4. § 263 samt Uberschrift lautet:

»Impfung gegen SARS-CoV-2 im niedergelassenen Bereich

8§263. (1) Die im niedergelassenen Bereich tatigen Vertragsarztinnen und Vertragsérzte,
Vertragsgruppenpraxen bzw. Priméarversorgungseinheiten sowie die selbstdndigen Vertragsambulatorien
sind berechtigt, Impfungen gegen SARS-CoV-2 mit dem vom Bund zur Verfligung gestellten und
finanzierten Impfstoff auf Rechnung der Versicherungsanstalt durchzufiihren.

(2) Die Versicherungsanstalt hat fir die Durchfihrung der Impfung samt Aufklédrung und
Dokumentation ein pauschales Honorar in Héhe von 15 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der Patientinnen
und Patienten sind unzuldssig. Der Bund hat der Versicherungsanstalt die ausgewiesenen tatsachlichen
Kosten fiir das Honorar aus dem COVID-19-Krisenbewéltigungsfonds zu ersetzen.*

5. Nach § 283 wird folgender § 284 samt Uberschrift angefiigt:

»Schlussbestimmungen zu Art. 7 des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023

§284. (1) Die 88§ 261 und 261c samt Uberschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xx/2023 treten mit 1. Juli 2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2023 auer Kraft.
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(2) § 263 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 tritt mit 1. Juli
2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Mérz 2024 aulRer Kraft.

_ (3) Die 88258, 259, 261a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 238/2021 und 273 samt
Uberschriften treten mit Ablauf des 30. Juni 2023 auBer Kraft.

(4) Die fur die Abrechnung des Kostenersatzes durch den Bund aus dem COVID-19-
Krisenbewdltigungsfonds nach den 88 258, 259, 261, 261a, 261b, 261c und 263 erforderlichen
Unterlagen und Nachweise sind von der Versicherungsanstalt dem/der Bundesminister/in fiir Soziales,
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz fiir die gesetzmaRigen Aufwendungen

— aus den Jahren 2020 bis 2022 ..... bis langstens 30. September 2023,
—aus demJahr 2023 ..........cccceeeenee. bis langstens 30. September 2024,
—aus demJahr 2024 ..........c.ccecuvnene bis langstens 31. Dezember 2024

bei sonstigem Anspruchsverlust vorzulegen. In begriindeten Féllen, insbesondere wenn die erforderlichen
Unterlagen und Nachweise aus sachlichen Grunden nicht rechtzeitig beigebracht werden kénnen, kann
diese Frist auf Antrag durch den/die Bundesminister/in fur Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz unter Angabe einer neuen Frist verlangert werden.

Artikel 8
Anderung des Apothekengesetzes

Das Gesetz vom 18. Dezember 1906, betreffend die Regelung des Apothekenwesens
(Apothekengesetz), RGBI. Nr. 5/1907, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 65/2022,
wird wie folgt geadndert:

1. In § 5 erhalt der Text die Absatzbezeichnung ,,(1)* und folgender Abs. 2 wird angefigt:

»(2) Angehorige des pharmazeutischen Fachpersonals diirfen eigenverantwortlich SARS-CoV-2-
Tests durchfiihren und auswerten. Im Fall der Auswertung der SARS-CoV-2-Tests gilt 8 28c Abs. 1, 4
und 5 Epidemiegesetz 1950 (EpiG), BGBI. Nr. 186/1950, in der Fassung BGBI. | Nr. 195/2022.

2. Dem § 68a wird folgender Abs. 13 angefigt:

,»(13) 8 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 tritt mit 1. Juli 2023 in Kraft, mit
Ablauf des 31. Dezember 2023 aufler Kraft und mit 1. Janner 2024 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 75/2008 wieder in Kraft. Apotheken, die vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xx/2023 bereits geméR § 28c Abs. 1 EpiG, BGBI. Nr. 186/1950 in der Fassung BGBI. | Nr. 195/2022
gemeldet sind, bediirfen keiner neuerlichen Meldung.*

Artikel 9
Anderung des Arzneimittelgesetzes

Das Bundesgesetz vom 2. Mérz 1983 (ber die Herstellung und das Inverkehrbringen von
Arzneimitteln  (Arzneimittelgesetz — AMG), BGBI. Nr. 185/1983, zuletzt geé&ndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 8/2022, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 94e wird folgender Abs. 4 angefiigt:
»(4) Der Arzneimittel-GroBhé&ndler ist im Fall der Abgabe von COVID-19 Impfstoffen an
Gebietskdrperschaften gemdl § 57 Abs. 1 Z 5 lit. a berechtigt, die Handelspackung
1. des Impfstoffs und
2. der zur Verimpfung notwendigen Arzneimittel
zu 6ffnen, um die benétigten Dosen auszueinzeln bzw. zu stiickeln.*

2. Dem 8 95 wird folgender Abs. 20 angefligt:

»(20) § 94e Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 tritt mit 1. Juli 2023 in
Kraft.
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Artikel 10
Anderung des Arztegesetzes 1998

Das Arztegesetz 1998, BGBI. | Nr. 169/1998, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 17/2023, wird wie folgt gedndert:

1.1In 8 2 Abs. 2 Z 1 entfallt die Wort- und Zeichenfolge ,,, ausgenommen Untersuchungen, die im Rahmen
einer Pandemie durch naturwissenschaftliche, insbesondere veterindrmedizinische Einrichtungen,
durchgefiihrt werden*.

2. In § 15 Abs. 1 wird im Einleitungssatz nach der Wort- und Zeichenfolge ,,§ 40a Abs. 2 die Wort- und
Zeichenfolge ,,oder die Weiterbildungserfordernisse gemaf} § 11a‘“ eingefugt, weiters wird in der Z 5 nach
dem Wort ,,Notarzt* das Wort ,,oder eingefiigt sowie nach der Z 5 folgende Z 6 eingefiigt:

,,0. Diplom iiber die erfolgreiche Absolvierung einer Spezialisierung™

3. Die Uberschrift zu § 36b lautet:
»Arztliche Titigkeit im Rahmen einer epidemiologischen oder sonstigen Krisensituation*

4. 8§ 36b Abs. 1 lautet:

»(1) Im Falle einer epidemiologischen Situation, insbesondere bei einer Pandemie oder einer
sonstigen Krisensituation hat der fiir das Gesundheitswesen zustdndige Bundesminister zum Zweck der
Sicherstellung der &rztlichen Versorgung der Osterreichischen Bevolkerung durch Verordnung zeitlich
beschrinkt Ausnahmen von in § 4 angegebenen Erfordernissen insoweit zu treffen, als Arztinnen/Arzte
den arztlichen Beruf in Zusammenarbeit mit im Inland zur selbstandigen Berufsauslibung berechtigten
Arztinnen/Arzten fiir Allgemeinmedizin oder Fachérztinnen/Fachérzten ausiben dirfen, soweit und
solange dies auf Grund der Situation erforderlich ist.”

5. In § 128a Abs. 5 Z 2 wird der Ausdruck ,,§§ 6a, 9, 10, 11a, 12, 12a,13, 13a, 35 und 38 Abs. 2 durch
den Ausdruck ,,§§ 6a, 9, 10, 11a Abs. 2, §8 12, 12a, 13, 38 und § 235 Abs. 4* ersetzt.

6. In §128a Abs. 5 Z 3 wird die Wort- und Zeichenfolge ,,im Rahmen von Verfahren gemd3 Abs. 2*
durch die Wort- und Zeichenfolge ,,gemaB § 13e ersetzt.

7. Dem § 204 wird folgende Z 9 angefigt:
,,9. das Apothekengesetz, RGBI. Nr. 5/1907,“

8. § 242 samt Uberschrift entfallt.

9. Dem § 249 werden folgende §§ 250 und 251 samt Uberschriften angefiigt:
»Schlussbestimmungen zu Art. 10 des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023

§ 250. Arztinnen/Arzte mit einer Berechtigung gemaR § 36b Abs. 1 ArzteG 1998 in der Fassung des
BGBI. I Nr. 16/2020 sind berechtigt, ihre Tatigkeit bis zum Ablauf von langstens sechs Monaten nach
Aulerkrafttreten dieser Bestimmung auszulben.

Inkrafttretens- und Aufierkrafttretensbestimmungen zu Art. 10 des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xx/2023

§251. (1) §2 Abs. 2 Z 1, § 15 Abs. 1, die Uberschrift des § 36b, § 36b Abs. 1, § 128a Abs. 5 Z 2
und 3, § 204 Z 9 sowie § 250 treten mit 1. Juli 2023 in Kraft.

(2) § 242 samt Uberschrift tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 auRer Kraft.

(3) §36b Abs. 1 ArzteG 1998 idF BGBI. | Nr. 16/2020 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2023 auRer
Kraft.«

Artikel 11
Anderung des Psychotherapiegesetzes

Das Psychotherapiegesetz, BGBI. Nr. 361/1990, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 23/2020, wird wie folgt geéndert:

1. Im |Inhaltsverzeichnis wird der Klammerausdruck betreffend § 22a ersetzt durch ,§ 22a
Umlaufbeschliisse*.
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2. § 22a samt Uberschrift lautet:
,Umlaufbeschliisse
§ 22a. Beschlisse des Psychotherapiebeirates konnen bei entsprechend begriindeter Notwendigkeit
ersatzweise durch schriftliche Abstimmung gefasst werden (Umlaufbeschluss).*
3. § 28 samt Uberschrift lautet:

LInkrafttretens- und Aul3erkrafttretensbestimmungen zu Art. 11 des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xx/2023

§ 28. (1) Die § 22a betreffende Zeile im Inhaltsverzeichnis sowie § 22a samt Uberschrift treten mit
1. Juli 2023 in Kraft.

(2) Die § 22a betreffende Zeile im Inhaltsverzeichnis sowie § 22a Psychotherapiegesetz idF BGBI. |
Nr. 23/2020 samt Uberschrift treten mit Ablauf des 30. Juni 2023 auBler Kraft.”

Artikel 12
Anderung des Sanitatergesetzes

Das Sanitatergesetz, BGBI. I Nr. 30/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 82/2022, wird wie folgt geéndert:

1.8 9 Abs. 1 Z 3a lautet:

,,3a. Durchfuhrung von Abstrichen aus Nase und Rachen einschlieBlich Durchfiihrung von Point-of-
Care-Tests zu diagnostischen Zwecken,*

2.1n 89 Abs.1 Z 3b entféllt die Wortfolge ,,im Kontext einer Pandemie*.
3. 8 9 Abs. 3 entfallt.

4. Dem § 64 wird folgender Abs. 12 angefigt:

»(12) § 9 Abs. 1 Z 3a und 3b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2023 tritt mit 1. Juli
2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 9 Abs. 3 aufler Kraft.“
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	18. In § 50 Abs. 33 entfällt die Zeichenfolge „ , § 4 Abs. 5“.
	19. In § 51 entfallen die Z 1 und 2 und die Z 3 bis 5 erhalten die Ziffernbezeichnungen „1.“, „2.“ und „3.“.
	20. Dem § 50 werden folgende Abs. 35 bis 40 angefügt:


	Artikel 4
	Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
	1. Die §§ 735, 742a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 238/2021, 748 und 750 samt Überschriften sowie die §§ 736 Abs. 3 bis 8, 746 Abs. 6 und 7 und 761 Abs. 1 Z 2 entfallen.
	2. § 742 samt Überschrift lautet:
	3. § 742c samt Überschrift lautet:
	4. § 747 samt Überschrift lautet:
	5. Nach § 782 werden folgende §§ 783 und 784 samt Überschriften angefügt:


	Artikel 5
	Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes
	1. Die §§ 380a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 238/2021 und 393a samt Überschriften sowie § 378 Abs. 1 bis 5 entfallen.
	2. § 380 samt Überschrift lautet:
	3. § 380c samt Überschrift lautet:
	4. § 384 samt Überschrift lautet:
	5. Nach § 406 wird folgender § 407 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 6
	Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes
	1. Die §§ 374a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 238/2021 und 387a samt Überschriften sowie § 372 Abs. 1 bis 4 entfallen.
	2. § 374 samt Überschrift lautet:
	3. § 374c samt Überschrift lautet:
	4. § 378 samt Überschrift lautet:
	5. Nach § 401 wird folgender § 402 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 7
	Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes
	1. Die §§ 258, 259, 261a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 238/2021 und 273 samt Überschriften entfallen.
	2. § 261 samt Überschrift lautet:
	3. § 261c samt Überschrift lautet:
	4. § 263 samt Überschrift lautet:
	5. Nach § 283 wird folgender § 284 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 8
	Änderung des Apothekengesetzes
	1. In § 5 erhält der Text die Absatzbezeichnung „(1)“ und folgender Abs. 2 wird angefügt:
	2. Dem § 68a wird folgender Abs. 13 angefügt:


	Artikel 9
	Änderung des Arzneimittelgesetzes
	1. Dem § 94e wird folgender Abs. 4 angefügt:
	2. Dem § 95 wird folgender Abs. 20 angefügt:


	Artikel 10
	Änderung des Ärztegesetzes 1998
	1. In § 2 Abs. 2 Z 1 entfällt die Wort- und Zeichenfolge „, ausgenommen Untersuchungen, die im Rahmen einer Pandemie durch naturwissenschaftliche, insbesondere veterinärmedizinische Einrichtungen, durchgeführt werden“.
	2. In § 15 Abs. 1 wird im Einleitungssatz nach der Wort- und Zeichenfolge „§ 40a Abs. 2“ die Wort- und Zeichenfolge „oder die Weiterbildungserfordernisse gemäß § 11a“ eingefügt, weiters wird in der Z 5 nach dem Wort „Notarzt“ das Wort „oder“ eingefügt...
	3. Die Überschrift zu § 36b lautet:
	4. § 36b Abs. 1 lautet:
	5. In § 128a Abs. 5 Z 2 wird der Ausdruck „§§ 6a, 9, 10, 11a, 12, 12a,13, 13a, 35 und 38 Abs. 2“ durch den Ausdruck „§§ 6a, 9, 10, 11a Abs. 2, §§ 12, 12a, 13, 38 und § 235 Abs. 4“ ersetzt.
	6. In § 128a Abs. 5 Z 3 wird die Wort- und Zeichenfolge „im Rahmen von Verfahren gemäß Abs. 2“ durch die Wort- und Zeichenfolge „gemäß § 13e“ ersetzt.
	7. Dem § 204 wird folgende Z 9 angefügt:
	8. § 242 samt Überschrift entfällt.
	9. Dem § 249 werden folgende §§ 250 und 251 samt Überschriften angefügt:


	Artikel 11
	Änderung des Psychotherapiegesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird der Klammerausdruck betreffend § 22a ersetzt durch „§ 22a Umlaufbeschlüsse“.
	2. § 22a samt Überschrift lautet:
	3. § 28 samt Überschrift lautet:


	Artikel 12
	Änderung des Sanitätergesetzes
	1. § 9 Abs. 1 Z 3a lautet:
	2. In § 9 Abs.1 Z 3b entfällt die Wortfolge „im Kontext einer Pandemie“.
	3. § 9 Abs. 3 entfällt.
	4. Dem § 64 wird folgender Abs. 12 angefügt:



